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DAS WIRD MAN WOHL NOCH ZEICHNEN DÜRFEN!
DER 15. KARIKATURPREIS DER DEUTSCHEN ANWALTSCHAFT GEHT AN TIL METTE

Beschwerdeverfahren: eine Kammer-Aufgabe unter dem Einfluss künstlicher Intelligenz
Rechtsanwaltsfachangestellte: erste bundesweite Ehrung der besten Auszubildenden

EU-Rechtsstaatlichkeitsbericht 2026: die deutsche Situation und die Anwaltschaft
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So tief Sie möchten.
Der Staudinger ist der führende Großkommentar zum BGB und damit auch das 
maßgebende Werk zum Miet- und Wohnungseigentumsrecht. Dieses Beratermodul 
enthält alle relevanten Bände zum Thema. Mit diesem umfassenden und tiefgrün-
digen Fachwissen lösen Sie selbst die komplexesten Fälle.

Ab sofort finden Sie den Staudinger in Otto Schmidt online. Unsere Datenbank bietet 
zahlreiche praktische Funktionen für effizientes Arbeiten, darunter Answers. Unsere 
ausgezeichnete KI-Lösung löst juristische Aufgaben in Sekunden und liefert präzise, 
verlässliche und aktuelle Inhalte mit Links zu den hochwertigen Quellen. So ziehen 
Sie aus den hochwertigen Fachinformationen den maximalen Nutzen.

Tauchen Sie ein unter otto-schmidt.de

STAUDINGER
BGB
Miet- und 
WEG-Recht

Beratermodul

39 € mtl. für 3 Nutzer
otto-schmidt.de/staudinger

Start-Abo: 
3 Monate nutzen, 
nur 2 Monate zahlen

Neu!

https://www.otto-schmidt.de/staudinger-miet-und-weg-recht-9783504391300
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EDITORIAL

BEWEGUNG BEI DER 
AUSBILDUNG – II 
Rechtsanwalt Martin W. Huff,  
Wirtschaftsjurist Univ. Bayreuth, Singen (Hohentwiel), 
Mitglied im Ausschuss Juristenausbildung der BRAK 

Tanja Nitschke hatte anschaulich in ihrem Editorial 
im Heft 4/2026 des BRAK-Magazins über die neuen 
Entwicklungen bei den Rechtsanwaltsfachange-
stellten berichtet. Neues gibt es auch bei den Über-
legungen zur Reform der juristischen Ausbildung. 
Zwar konnte man bei den bisherigen Diskussionen 
immer wieder an den Filmtitel „Und täglich grüßt 
das Murmeltier“ denken. Denn es gab immer wie-
der die gleichen Kritikpunkte und immer wieder 
eine Blockade der Politik, sich Gedanken für struk-
turelle Änderungen zu machen.

Jetzt scheint sich jedoch etwas zu bewegen. Der 
fachübergreifende Deutsche Juristentag hatte sich 
entschlossen, dem Thema der juristischen Ausbil-
dung auf dem 75. Deutschen Juristentag im Sep-
tember 2026 in Erfurt eine eigene Abteilung zu wid-
men. Zur Überraschung vieler war dies mit Abstand 
die am besten besuchte Abteilung mit zum Teil über 
300 Teilnehmenden. Und die Besonderheit in Erfurt 
war, dass nicht nur „fertige“ Juristinnen und Juristen 
sich an den Referaten und Diskussionen beteiligten, 
sondern auch viele Studentinnen und Referendare, 
was die Verhandlungen sehr belebte und auch zeig-
te, wo den Betroffenen die Schuhe drücken. Es gab 
in der Diskussion über 100 Wortmeldungen, was für 
einen Juristentag ausgesprochen zahlreich ist. Das 
lag auch an der weisen Führung der Abteilung unter 
der OLG-Präsidentin Stefanie Otte, die mit Geschick 
und Zeitbegrenzungen eine strukturierte Diskussi-
on ermöglichte. Alle kamen zu Wort, so unterschied-
lich ihre Ansichten auch waren.

Die Abstimmungen erfolgten mit im Schnitt 
über 100 Stimmen, was für einen Juristentag sehr 
viele Stimmen sind (teilnehmen dürfen nur Mitglie-
der des djt). Die Beschlüsse empfehlen weitgehen-
de Reformen, aber keine Revolutionen. 

So sprach sich eine überwältigende Mehrheit 
für Reformen aus, aber mit der nahezu gleichen 
Mehrheit waren sich alle Teilnehmenden einig, dass 
an den Staatsprüfungen festgehalten werden soll-
te. Also eine klare Absage an einen Schwenk hin zu 

einer reinen Bachelor- und Masterausbildung oder 
eine Abkehr vom Einheitsjuristen. Hier war auch die 
Zustimmung der jungen Juristinnen und Juristen 
überwältigend. 

Aber: Der Juristentag fordert ein neues Leitbild 
für die juristischen Ausbildung, hin zu einer Vermitt-
lung von einer kritischen Urteilsfähigkeit, weg vom 
reinen Lernen. Auch die Forderung, dass die Prü-
fungskataloge und der Prüfungsstoff deutlich redu-
ziert werden sollten, fand eine deutliche Mehrheit. 
Das sogenannte Strukturdenken soll wieder mehr 
in den Vordergrund rücken sollte. Auch plädiert der 
Juristentag dafür, dass geprüft werden sollte, ob 
einzelne Rechtsgebiete nicht studienbegleitend 
geprüft werden können und damit aus der Staats-
prüfung ausgenommen werden. 

Deutliche Forderungen gab es auch im Zusam-
menhang mit dem Referendariat. Es müsse, so die 
Beschlüsse, praxisnäher gestaltet werden, die Refe-
rendare tatsächlich in der Praxis „ausgebildet“ wer-
den und nicht nur Akten holen und zurückbringen. 
Auch plädiert der Juristentag für ein Ausbildungs-
curriculum, einheitliche Unterrichtsmaterialien und 
auch für eine Ausbildung der Ausbildenden. Bei 
den Prüfungen soll es die Zweitkorrektur blind er-
folgen und ein Abschichten der Klausuren soll frei-
willig möglich werden. 

Auffällig war, dass bei vielen Beschlüssen die 
Gegenstimmen von den Landesjustizprüfungsäm-
tern, insbesondere auch aus Bayern, zum Teil auch 
aus Nordrhein-Westfalen, kamen. Hier scheint ein 
Umdenken in Zukunft nötig und sollte auch durch 
die Justizminister eingefordert werden. 

Und: Die Anwaltschaft muss sich deutlich mehr 
als bisher in die Ausbildung einbringen, für die Sta-
tionen muss es Richtlinien geben, was vermittelt 
werden soll und die anwaltlichen Arbeitsgemein-
schaften müssen einheitlicher werden. Dies gibt 
der Anwaltschaft die Chance, sachnäher für die An-
waltstätigkeit auszubilden – diese muss die Anwalt-
schaft ergreifen.
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DAS WIRD MAN WOHL 
NOCH ZEICHNEN DÜRFEN!
Der 15. Karikaturpreis der deutschen 
Anwaltschaft geht an Til Mette

Rechtsanwältin Dr. Tanja Nitschke, Mag. rer. publ., 
BRAK, Berlin

Der vierte Hinterhof eines alten Fabrikareals. Graffiti 
an den Wänden. Ein vergitterter Aufzugschacht. 
Ein  heruntergekommenes Treppenhaus. Der Weg 
zum 15. Karikaturpreis der deutschen Anwaltschaft 
führte mitten durch Berliner Charme von seiner 
rauesten Seite in ein umso liebevoller gestaltetes 
Fabrikloft, die Fabrik 23 – ein stimmungsvoller Rah-
men für eine Preisverleihung.

Rund 100 Gäste folgten der Einladung und meis-
terten die kleine Odyssee durch die Hinterhöfe, un-
ter ihnen Bundestagsabgeordnete, Präsidentinnen 
und Präsidenten von Rechtsanwaltskammern, Ver-
treter:innen des Bundesjustizministeriums, Anwäl-
tinnen und Anwälte, etliche Karikaturistinnen und 
Cartoonisten, darunter auch Philipp Heinisch, der 
2022 von der BRAK mit einem Sonderpreis für sein 
Lebenswerk ausgezeichnet wurde. Unter den Gäs-
ten waren aber auch Referendar:innen und Studie-
rende. Besonders stolz begrüßte BRAK-Vizeprä-
sident Dr. Thomas Remmers das siegreiche Team 
Hamburg II, das beim Soldan Moot Court 2025 den 
BRAK-Preis für den besten Klageschriftsatz gewann. 
Denn es ist gute Tradition, das Siegerteam nach 
Berlin und zu einer Veranstaltung der BRAK einzu-
laden.

DER KARIKATURPREIS
Bereits zum 15. Mal lud die BRAK zur Verleihung ih-
res Karikaturpreises, der längst zu den angesehens-
ten der Szene zählt. Die Liste der bisherigen Preis-
träger:innen liest sich wie ein Who is Who der 
internationalen Karikatur: unter anderem Ronald 
Searle, Tomi Ungerer, Marie Marcks, Hans Traxler, 
Greser&Lenz, der türkische Zeichner Sefer Selvi und 
zuletzt Cathérine Meurisse.

Zu verdanken ist diese illustre Auswahl einer 
hochrangig besetzten Jury mit großer Expertise im 
Bereich der komischen Kunst. Zu ihr zählen – neben 
BRAK-Vizepräsident Dr. Thomas Remmers  – Julia 
Haderer, die stellvertretende Geschäftsführerin der 
„Schule des Ungehorsams“, eines innovativen Pro-
jekts in Linz, das kritisches Denken und zivilen Un-
gehorsam fördern will; Dr. Eva Jandl-Jörg, renom-
mierte Kunsthistorikerin und Direktorin des Wilhelm 
Busch-Museums für Karikatur und Zeichenkunst in 
Hannover; Martin Sonntag, Leiter des Caricatura-

Museums für komische Kunst in Frankfurt am Main, 
und Andreas Platthaus, Chef des Ressorts Literatur 
und literarisches Leben der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung.

WARUM DIE ANWALTSCHAFT 
KARIKATUREN EHRT
Warum die BRAK überhaupt einen Karikaturpreis 
erschuf, erläuterte Remmers in seinem Grußwort. 
Die Karikatur zeigt auf unterhaltsame Weise ge-
sellschaftliche und politische Missstände auf. Die 
Künstler:innen legen mit ihren Werken den Finger 
in die Wunde. Deswegen sind sie elementarer Be-
standteil unseres demokratischen Rechtsstaats. Wie 
groß ihre Bedeutung ist, zeige sich daran, wie stark 
die Bestrebungen sind, die Freiheit der Kunst einzu-
schränken  – nicht etwa nur in autoritären Staaten 
wie der Türkei. Auch die gerade in Sachsen-Anhalt 
bei den Landtagswahlen siegreiche Partei habe 
eine „Patriotismusklausel“ für Kunst und Kultur an-
gekündigt und will dafür sorgen, dass Kunst wieder 
einen Beitrag zu deutscher Identitätsfindung leis-
tet – aus Remmers‘ Sicht ein klar verfassungswidri-
ges Vorhaben. Umso wichtiger sei es, an diesem 
Abend die Freiheit von Kunst und Meinung hochle-
ben zu lassen.

Wie wichtig Karikaturen als Mittel der Machtkri-
tik und des Protests sind, stellte auch Bundesjustiz-

BRAK/Til Mette 2026, Original: Fineliner und Filzstift auf Papier. Hochformat: 29,7 × 21 cm
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ministerin Dr. Stefanie Hubig heraus. In ihrem Gruß-
wort sprach sie darüber, dass Humor den Mächtigen 
den Spiegel vorhalte und deshalb besonders von 
Diktatoren gefürchtet sei. Gerade deshalb sei es die 
Aufgabe aller  – Politiker:innen, Anwaltschaft und 
Künstler:innen – die Freiheiten der Kunst, der Mei-
nung und der Medien gemeinsam zu schützen und 
zu verteidigen.

DAS POLITISCHE IM PRIVATEN
Mit Til Mette erhält den Karikaturpreis der deut-
schen Anwaltschaft abermals ein herausragender 
Vertreter der komischen Kunst. Er war Mitbegrün-
der der taz Bremen, für die er später auch zeichne-
te,  ebenso wie für den Bremer Weser-Kurier und 
30 Jahre lang für den Stern. Seine meist in schwarz-
weiß gehaltenen Werke spielen in den Wohnzim-
mern des Bürgertums. In Alltagsszenen spiegelt er 
gesellschaftliche und politische Probleme, immer 
hintergründig und mit feinem Humor.

In seiner schwungvollen Laudatio entführte 
Martin Sonntag das Publikum in ein kunstwissen-
schaftliches Seminar über den Unterschied zwi-
schen Karikatur und Cartoon. Denn so ganz genau 
könne man nicht sagen, ob Til Mette nun einer der 
bedeutendsten Cartoonisten oder Karikaturisten 
sei.

Beides sind Ein-Bild-Zeichnungen mit einer 
Pointe. Doch die Karikatur lebt davon, dass Perso-
nen oder Geschehnisse wiedererkennbar sind, be-
zieht sich auf konkrete Anlässe und sind deshalb oft 
kurzlebig. Der Cartoon ist dagegen zeitlos, hat ano-
nymes Personal und keine politischen Inhalte. Til 
Mette zog das Politische, die aktuellen Themen in 
den Cartoon und führte die noch in den 1990er Jah-
ren strikt getrennten Gattungen zusammen. Damit 
schuf er ein neues Genre: den Social Cartoon, der 
heute von vielen Künstler:innen gezeichnet wird.

ERNSTES AM ENDE
Zwar blieb die von Sonntag scherzhaft angedrohte 
Abfrage am Ende des „Seminars“ aus  – das Publi-
kum war dennoch ganz Ohr und lachte immer wie-

der herzhaft, wenn Sonntag seine „Seminarinhalte“ 
mit Werken Mettes illustrierte. Und dann wurde er 
ernst: Viele Zeitungen und Zeitschriften hätten in 
den letzten zehn Jahren die Karikatur- und Cartoon-
Seiten eingespart, eine schwierige Situation für die 
Künstler:innen, die mit ihrer Kritik weiterhin Gehör 
finden wollen. Umso verdienstvoller seien deshalb 
Institutionen, die wie die BRAK die Bedeutung sati-
rischer Kunst zu schätzen wissen und sie sichtbar 
machen helfen.

Nachdenkliche Töne schlug  – nach charmant-
selbstironischem Dank für die Auszeichnung – auch 
der Preisträger selbst an. Der Transfer von Print- zu 
digitalem Journalismus führe auch dazu, dass Car-
toonist:innen mit zahlreichen digitalen Kleinstauf-
tritten an Sichtbarkeit verlieren. Und mit Blick auf 
die jüngsten Landtagswahlen ergänzte er: Der 
wahrzunehmende Trend weg von der Rechtsstaat-
lichkeit beunruhige ihn. Umso wichtiger sei ein 
Preis, der für Sichtbarkeit sorgt. Denn die Kraft der 
Komik könne jedem A… dieser Welt gefährlich wer-
den. Damit sprach er dem Großteil der Anwesenden 
aus der Seele – auch wenn seine Vorredner:innen es 
nicht ganz so deftig formuliert hatten.

BRAK/Til Mette 2026, Original: Fineliner und Filzstift auf Papier. Hochformat: 29,7 × 21 cm

BRAK-Präsident Dr. Ulrich Wessels,  

Preisträger Til Mette, 

BRAK-Vizepräsident Dr. Thomas Remmers,  

Bundesjustizministerin Dr. Stefanie Hubig (v.l.n.r.)

DER KARIKATURPREIS 
DER DEUTSCHEN ANWALTSCHAFT
wird seit 1998 alle zwei Jahre von der BRAK 
verliehen. Damit ehrt sie das Engagement 
national und international herausragender 
Karikaturist:innen, die sich mit ihren kriti-
schen Darstellungen aktueller politischer 
und kultureller Missstände auf hintergrün-
dige Weise für eine gerechtere und mensch-
lichere Welt einsetzen. Wie Anwält:innen 
ergreifen sie Partei für Benachteiligte und 
Schwache im Kampf gegen Unrecht, Missach-
tung, Trägheit und Ignoranz. Der Preis ist mit 
5.000 Euro dotiert. Die eigens für die BRAK 
gescha�enen Werke der Preisträger:innen 
können in limitierter und signierter Au�age 
erworben werden (nähere Informationen 
dazu: https://www.brak.de/interessen
vertretung/veranstaltungen/karikaturpreis/). 
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SOZIALRECHT IM DIALOG
Der BRAK-Ausschuss Sozialrecht zu Gast 
beim Bundessozialgericht

Rechtsanwalt Sven Krautschneider, BRAK, Berlin

Es ist eine gute Tradition, dass sich die Mitglieder 
des Ausschusses Sozialrecht der BRAK fachlich mit 
Richterinnen und Richtern des Bundessozialge-
richts (BSG) austauschen. Am 30.6.2026 empfing 
die Präsidentin des BSG, Dr. Christine Fuchsloch, die 
Ausschussmitglieder herzlich. Neben ihr nahmen 
15 weitere Richterinnen und Richter des BSG an 
dem Fachgespräch teil.

ONLINE-VERHANDLUNGEN 
IM PRAXIS-CHECK
Der Ausschussvorsitzende, Jörn Schroeder-Printzen 
aus Berlin, erläuterte aktuelle Entwicklungen hin-
sichtlich der Digitalisierung der Justiz und On-
line-Verhandlungen. Im Hinblick auf Videoverhand-
lungen berichteten die Ausschussmitglieder von 
unterschiedlichen Erfahrungen. Sie waren sich je-
denfalls einig: Online-Verhandlungen können die 
Atmosphäre im Gerichtssaal nicht ersetzen. Auch ein 
geschützter Kommunikationsraum zwischen Anwalt 
und Mandant sei bei einer Videokonferenz schwierig 
einzurichten. Als sehr ungünstig wurde die Konstel-
lation wahrgenommen, wenn der Mandant in Prä-
senz an der Verhandlung teilnimmt, der Anwalt je-
doch online. Einig waren sich alle Teilnehmenden, 
dass sich Online-Verhandlungen bei höchstpersön-
lichen Angelegenheiten nicht anbieten.

KI ALS FLUCH UND SEGEN
Im Hinblick auf den Einsatz von KI hat sich in jüngs-
ter Zeit gezeigt, dass theoretisch auch komplexe 
Schriftsätze durch KI erzeugt werden könnten. Die 
neuen Tools halluzinierten deutlich weniger, d.h. 
seien in ihren juristischen Ausführungen meist prä-
ziser (s. die Hinweise der BRAK zum Einsatz von KI). 
Die Möglichkeit der KI-Nutzung erzeuge aber auch 
Mehraufwände: Dies zeige sich besonders dann, 
wenn Mandant:innen umfangreiche, KI-generierte 
Unterlagen mit in die Kanzlei bringen und erwar-
ten, dass diese bei der Mandatsbearbeitung be-
rücksichtigt werden. Insofern sei die Nutzung von 
KI Fluch und Segen zugleich.

MANGEL AN SOZIALRECHTLER:INNEN
Ein weiteres Thema waren Strategien, um eine Trend-
umkehr hinsichtlich des Rückgangs der im Sozial-
recht tätigen Anwält:innen zu erreichen. Die Vergü-
tung sei bedauerlicherweise im Vergleich zu anderen 
Rechtsgebieten zu niedrig und auch unsicher. Ge-

richte setzten selbst in Fällen mit einem stark über-
proportionalen Aufwand leider oft nur die Mittelge-
bühr fest. Überdurchschnittliche Aufwände könnten 
z.B. dann entstehen, wenn die Mandanten keinen 
Überblick über ihren Schriftverkehr haben oder 
aber extensive, von KI erzeugte Schriftsatzentwürfe 
und Ausführungen bei der Anwältin einreichen.

Ausschussmitglied Susanne Pfuhlmann-Riggert 
erläuterte, dass die niedrige Vergütung für Sozial-
rechtler:innen auch historisch bedingt sei, Mandan-
ten sollte ein niedrigschwelliger Zugang zu sozial-
rechtlicher Beratung ermöglicht werden. Dieses 
Ansinnen habe indes nicht zu einer besseren Ver-
fügbarkeit sozialrechtlicher Beratung geführt  – im 
Gegenteil: Die schwierige finanzielle Situation, die 
für Anwält:innen mit der Fokussierung auf das So-
zialrecht einhergeht, halte zahlreiche Kolleg:innen 
davon ab, sich diesem wichtigen Rechtsgebiet zu 
widmen, das für die Mandantschaft häufig mit exis-
tenziellen Fragen verbunden ist.

GESETZGEBERISCHE ASPEKTE
Abschließend wurden u.a. der aktuelle Referenten-
entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Fest-
stellung des Erwerbsstatus der Selbstständigkeit im 
Sozialversicherungsrecht, weitere Reformvorhaben 
der Bundesregierung sowie die Empfehlungen der 
Alterssicherungskommission des BMAS („Renten-
kommission“) erörtert.

IM AUSTAUSCH BLEIBEN
Der Dialog wurde sowohl von den Richterinnen 
und Richtern als auch von den Ausschussmitglie-
dern als sehr bereichernd wahrgenommen. Das Ge-
spräch mit den Richterinnen und Richtern war von 
einer sehr angenehmen, konstruktiven Atmosphäre 
geprägt. Es wurde vereinbart, den Dialog fortzuset-
zen, um den so wichtigen Austausch zwischen So-
zialgerichtsbarkeit und Anwaltschaft beizubehal-
ten und zu stärken.

Die Mitglieder des BRAK-Ausschusses Sozialrecht vor dem BSG: Konstanze Wegener, Marion Häßler,  

Jörn Schroeder-Printzen, Ruth Nobel, Sven Krautschneider (BRAK), Susanne Pfuhlmann-Riggert (v.l.n.r.)

Sie haben die Wahl: 

Teilnahme vor Ort oder 

online im Live-Stream!

BUCHUNG AUF WWW.ANWALTSINSTITUT.DE

Hamburg oder Live-Online (Nr. 204169)
Fr. 8.45 – 18.00 Uhr, Sa. 9.00 – 12.30 Uhr · 10 Zeitstunden – § 15 FAO · Kostenbeitrag: 785,– € (USt.-befreit) 

24. Jahresarbeitstagung 
Gewerblicher Rechtsschutz

4. bis 5. Dezember 2026
Hamburg oder Live-Online

Aktuelle Schwerpunkte der Rechtsprechung des BGH zum 
Urheberrecht
Prof. Dr. Thomas Koch, Vors. Richter am Bundesgerichtshof
Aktuelle instanzgerichtliche Rechtsprechung aus München
Dr. Elke Schwager, Vors. Richterin am Landgericht München I; 
Anna Mattes, Richterin am Landgericht München I;
Dr. Viola Vogel, Richterin am Landgericht München I
Update zum Verfahrensrecht
Prof. Dr. Wolfgang Büscher, Vors. Richter am 
Bundesgerichtshof a. D.

Expertengespräch: Ein Blick aus der Praxis auf die 
Auswirkungen der EmpCo-Richtlinie auf die Produkt- und 
Werbestrategie unter Geltung der neuen UWG-Regelungen
Dr. Timo Rosenkranz, Essity – Legal A¢ airs Director / Prokurist

Impulsvorträge mit anschließender Diskussionsrunde
Update KI im gewerblichen Rechtsschutz
Moderation: Katharina H. Reuer, M. Jur. (Madrid), 
Rechtsanwältin, Fachanwältin für Gewerblichen Rechtsschutz 
Prof. Dr. Stefan Wagenpfeil, Diplom-Informatiker, 
IT-Sachverständiger – Partner;
Dr. Benedikt Flöter, Rechtsanwalt

 Was gibt es Neues im Markenrecht
Prof. Dr. Franz Hacker, Vors. Richter am Bundespatentgericht a. D.

Aktuelle Rechtsprechung zum Wettbewerbsrecht
Jörn Feddersen, Richter am Bundesgerichtshof

Leitung: Katharina H. Reuer, M. Jur. (Madrid), Rechtsanwältin, Fachanwältin für Gewerblichen Rechtsschutz 

Fortbildungsplus zur 24. Jahresarbeitstagung Gewerblicher Rechtsschutz

3. Dezember 2026 · Hamburg oder Live-Online (Nr. 204171)
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LEISE LAUT SEIN
Sabine Fuhrmann mit dem  
Maria-Otto-Preis geehrt

Rechtsanwältin Dr. Tanja Nitschke,  
Mag. rer. publ., BRAK, Berlin

„Es ist wahnsinnig ungewohnt, den eigenen vollen 
Namen so oft hintereinander zu hören.“ Mit diesen 
Worten trat eine sichtlich gerührte Sabine Fuhr-
mann ans Rednerpult in der voll besetzten Berliner 
Mendelssohn-Remise. Wenige Augenblicke zuvor 
war die Leipziger Rechtsanwältin mit dem Maria-
Otto-Preis des Deutschen Anwaltvereins (DAV) aus-
gezeichnet worden. Fuhrmann ist Präsidentin der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen, Vizepräsidentin der 
BRAK und auch darüber hinaus vielfach engagiert.

EIN PREIS FÜR VORBILDER
Den Maria-Otto-Preis gibt es seit 2010. Initiiert hat 
ihn die Arbeitsgemeinschaft Anwältinnen im DAV, 
damit starke Anwältinnen sichtbarer werden, denn 
unter den Geehrten anderer Preise für die Anwalt-
schaft fanden sich kaum Frauen. Ausgezeichnet 
werden Frauen und Organisationen, die sich beson-
ders um die Belange von Frauen in Beruf, Justiz, 
Politik und Gesellschaft verdient gemacht haben – 
Frauen, die Vorbilder für andere sind. Namensgebe-
rin des Preises ist Dr. Maria Otto, die lange und be-
harrlich kämpfen musste, bis sie 1922 schließlich als 
erste Frau in Deutschland zur Rechtsanwaltschaft 
zugelassen wurde (ausführlich Jönsson im nachfol-
genden Beitrag). Dementsprechend steht Sabine 
Fuhrmann nun in einer Reihe beeindruckender 
Frauen, die den Preis vor ihr erhielten.

Mit dem Preis wolle der DAV zum Nachdenken 
anregen, wie man die Gleichstellung von Anwältin-
nen verbessern kann, erläuterte DAV-Präsident Ste-
fan von Raumer. Dass nun eine wichtige Person aus 
der BRAK geehrt werde, unterstreicht für ihn auch 
die Verbundenheit beider Organisationen.

LEISE LAUT
Warum Sabine Fuhrmann eine so würdige Preis-
trägerin ist, zeigte die berührende Laudatio einer 
anderen starken Frau: Bambergs Kammerpräsiden-
tin Ilona Treibert, die Sabine Fuhrmann mit gro-
ßem  Respekt würdigte. Sie sei nicht nur erfolgrei-
che Kanzleigründerin, Kammerpräsidentin und seit 
2023 BRAK-Vizepräsidentin. Ihre fachliche Expertise 
sei in Sachverständigenanhörungen, Ausschüssen 
und Expertengremien gefragt. Und sie sei in etli-

chen weiteren Organisationen engagiert, im Bund 
Freier Berufe und im Förderverein der Stiftung Fo-
rum Recht etwa.

Gespickt mit augenzwinkernden persönlichen 
Anekdoten zeichnete Treibert das Bild einer sym-
pathisch-unprätentiösen, fachlich hervorragenden 
Frau mit Haltung, klaren Prinzipien und voller Taten-
drang. Eine Frau der leisen, aber stets klugen Töne. 
Was sie sage, sei klar und deutlich und findet Ge-
hör  – Fuhrmann besitze damit eine seltene Fähig-
keit: leise laut sein.

Mit Selbstverständlichkeit trete sie für andere 
ein. Für bedrohte Anwaltskolleg:innen etwa. Denn 
hier geht es nicht um persönliche Angriffe, der 
Rechtsstaat als Ganzes wird bedroht. Sabine Fuhr-
mann schaue nicht weg, sondern nehme Sorgen 
ernst, mache Bedrohungen sichtbar und organisie-
re Unterstützung  – keine großen Gesten, sondern 
konkrete Hilfe.

Besonders hob die Laudatorin Fuhrmanns Enga-
gement für junge Juristinnen und Juristen hervor. 
Sie gebe Orientierung, ermutige zur Gründung, 
gebe Zuversicht. Den weiblichen Nachwuchs habe 
sie dabei besonders im Blick: Sie mache Mut und sei 
als Gründerin – und Frau aus dem Osten – selbst ein 
Role Model.

EIN APPELL GEGEN DIE SCHOCKSTARRE
Und dann trat die Preisträgerin selbst ans Mikrofon. 
Dass sie so viel bewegen könne, sei vor allem das 
Ergebnis von Teamarbeit, betonte sie: das „Team 
Spirit“ in ihrer Kanzlei Spirit Legal, das „Team RAK“ 
in der Kammer Sachsen, das „Team BRAK“ und das 
„Team Zuhause“. Nichts davon hätte sie erreichen 
können, hätten nicht starke Frauen gezeigt, was 
eine Frau alles machen kann – zu allererst die Ein-
zelanwältin, bei der sie im Studium arbeitete und 
deren Robe sie noch heute trage. Mit klarer Haltung 
endete Fuhrmann: „Schockstarre kann nicht das 
richtige Signal sein!“  – ihr Fazit zum Ausgang der 
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt. Man müsse 
sich jetzt mit noch viel mehr Nachdruck für den 
Rechtsstaat einsetzen. Und sie hoffe, alle im Raum 
seien bereit, diesen Weg auch mitzugehen. Der 
Applaus hallte lange nach.

DAV-Präsident Stefan von Raumer, Preisträgerin Sabine Fuhrmann und Laudatorin Ilona Treibert
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1922. ERSTER ARBEITSTAG. ENDLICH.
Sechs Jahre wartete Maria Otto aufs zweite Examen – dann schrieb sie Geschichte

Ass. jur. Anja Jönsson, BRAK Berlin

DIE UNMÖGLICHE KARRIERE
Ende des 19. Jahrhunderts war Jura die Domäne 
des deutschen Mannes schlechthin  – rational, 
staatstragend, unantastbar. Frauen galten als zu 
emotional, zu wenig abstrakt denkend, biologisch 
ungeeignet. Da deutsche Universitäten ihnen ver-
schlossen blieben, wichen Pionierinnen wie Anita 
Augspurg ins liberalere Ausland 
aus: 1897 promovierte sie in Zü-
rich  – und widerlegte damit, was 
deutsche Professoren kategorisch 
behaupteten.

In Deutschland öffnete sich die 
erste Tür zur Jahrhundertwende: 
Baden erlaubte 1900 als erstes Land 
Frauen das Jurastudium, Preußen 
folgte widerwillig 1908. Doch selbst 
wer brillante Examina ablegte, blieb 
blockiert: Das Richteramt galt als 
„männlicher Natur“, und weil die 
Anwaltszulassung daran gekoppelt 
war, blieb sie unerreichbar. Viele 
der  Pionierinnen schufen sich Ni-
schen  – Rechtsschutzstellen für 
Frauen, Kanzleiassistenzen  – und gründeten 1914 
den Deutschen Juristinnenverein, um ihren Forde-
rungen politisches Gewicht zu verleihen.

BIOLOGISCH DISQUALIFIZIERT
Der hartnäckige Widerstand der konservativen Jus-
tiz wirkt aus heutiger Sicht absurd. Noch im Januar 
1922 ließ der Deutsche Anwaltsverein den Psycho-
logen Paul Julius Möbius zitieren, wonach „übermä-
ßige Gehirntätigkeit“ das Weib „verkehrt und krank“ 
mache. Der Potsdamer Landgerichtsdirektor Sta-
delmann warnte vor der „seelischen Eigenart“ der 
Frau, die durch „Monatsperiode, Schwangerschaft 
und Wechseljahre“ beeinflusst sei  – und sie damit 
für das Richteramt disqualifiziere. Es war der ernst-
gemeinte Abwehrkampf einer Elite, die um ihre Pri-
vilegien fürchtete.

Den Durchbruch erzwangen schließlich weibli-
che Reichstagsabgeordnete: Das Frauenwahlrecht 
von 1918 verschob die Machtverhältnisse; Art. 109 
der Weimarer Verfassung garantierte formale Gleich-
stellung.

SECHS JAHRE WARTEN
Maria Otto war längst bereit, als der Gesetzgeber 
endlich nachzog. Bereits 1916 hatte die Münchne-

rin ihr erstes juristisches Staatsexamen mit „gut“ 
bestanden. Doch als Frau blieb ihr der reguläre Vor-
bereitungsdienst versperrt; sie durfte nur „infor-
matorisch“ bei Gerichten, Behörden und in einer 
Anwaltskanzlei arbeiten. Mehrfach beantragte sie 
erfolglos die Zulassung zum zweiten Staatsexamen. 
Erst 1922 durfte sie antreten – und bestand.

Wenige Monate später, am 
11.7.1922, machte das Gesetz über 
die Zulassung von Frauen zu den 
Berufen der Rechtspflege den Weg 
frei. Am 7.12.1922 wurde Maria Otto 
als erste Frau in Deutschland zur 
Anwaltschaft zugelassen. Ihr Name 
steht für eine ganze Generation, die 
nicht aufgegeben hatte.

Der Alltag blieb dennoch hart: 
Bis 1933 wurden nur rund 250 An-
wältinnen zugelassen  – bei 19.000 
männlichen Kollegen ein Anteil von 
mageren 1,3  %. Dann kam 1933, 
und der kurze Frühling endete bru-
tal. Jüdische Juristinnen wurden so-
fort aus dem Beruf gedrängt, ab 

1936 faktisch alle Frauen. Einzig der Kriegsmangel 
an Männern führte ab 1939 zur zynischen Kehrt-
wende: Frauen als „Notvertreterinnen“ – geduldet, 
nicht anerkannt.

PARITÄT IM HÖRSAAL, GLAS IM CHEFBÜRO
Die Nachkriegsgeschichte verlief zweigleisig: Die 
DDR trieb Frauenerwerbstätigkeit ideologisch vor-
an und erreichte in der Justiz früh Quoten über 
30 % – unter staatlich kontrollierten Bedingungen. 
Die BRD garantierte ab 1949 formale Gleichstel-
lung, aber das bis 1977 im BGB verankerte Leitbild 
der Hausfrauenehe bremste Karrieren massiv. 1960 
lag der Frauenanteil in der Anwaltschaft bei 3 %.

Heute stellen Frauen über 50 % der Jurastudie-
renden und knapp 38 % der Anwaltschaft. Und doch: 
In den Top-Wirtschaftskanzleien liegt der Frauenan-
teil auf Partner-Ebene bei nur 15  %. Die „Billable 
Hours“-Kultur und fehlende Flexibilität treiben viele 
Frauen zwischen dem fünften und siebten Berufsjahr 
aus den Großkanzleien – genau dann, wenn Karriere 
und Familienplanung kollidieren.

Ein Jahrhundert nach Maria Otto ist die Frage 
nicht mehr, ob Frauen Anwältinnen sein können. Die 
Frage ist, warum Spitzenkarrieren noch immer ei-
nen Preis haben, den überwiegend Frauen zahlen.

Dr. Maria Otto Fo
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BESCHWERDEVERFAHREN DER 
RECHTSANWALTSKAMMERN UND 
DER EINFLUSS KÜNSTLICHER INTELLIGENZ

Eine wachsende Zahl umfangreicher KI-generierter Schriftsätze, inhaltlich nicht immer von hoher Qualität und 
oft gespickt mit halluzinierten Literatur- und Rechtsprechungszitaten, beschäftigt derzeit die Gerichte und sorgt
für großen Arbeitsaufwand. Doch das Phänomen ist nicht auf die Justiz beschränkt, es betrifft auch die 
Rechtsanwaltskammern. Sie sind unter anderem Anlaufstellen, an die sich Mandantinnen und Mandanten 
wegen möglicher Berufsrechtsverstöße ihrer Anwältin oder ihres Anwalts wenden können – und das geschieht, 
unterstützt durch KI, immer häufiger. Hans Ulrich Otto, Präsident der Rechtsanwaltskammer Hamm, einer der 
größten deutschen Rechtsanwaltskammern, berichtet, wie sich das auf Beschwerdeverfahren gegen Anwältinnen 
und Anwälte auswirkt und wie seine Kammer damit umgeht.

Lieber Herr Otto, Mandant:innen, die sich über ihre 
Anwältin oder ihren Anwalt beschweren – warum ist 
das eine Aufgabe der Rechtsanwaltskammer?
Der Gesetzgeber hat in §  73 II Nr. 4 BRAO den 
Rechtsanwaltskammern bzw. ihren Vorständen die 
Aufgabe zugewiesen, die Erfüllung der den Kammer-
mitgliedern obliegenden Pflichten zu überwachen. 
Die Berufsaufsicht ist damit Teil der anwaltlichen 
Selbstverwaltung. Möglichen Pflichtverletzungen 
hat der Vorstand nicht nur aufgrund von Beschwer-
den, sondern auch von Amts wegen nachzugehen.

Worüber beschweren sich Mandant:innen? 
Gibt es typische Fallkonstellationen?
Die meisten Beschwerdeeingänge betreffen Vor-
würfe, Anwältinnen oder Anwälte hätten Mandate 
nicht in angemessener Zeit bearbeitet, ihre Man-
danten nicht unverzüglich über den Fortgang der 
Sache unterrichtet, seien nicht ausreichend persön-
lich erreichbar oder reagierten nicht auf Anfragen.

Eine zweite Fallgruppe betrifft besonders emo-
tional aufgeladene Streitigkeiten, wie z.B. im Fami-
lienrecht oder im Nachbarschaftsrecht. Nicht selten 
wird hier der Vorwurf erhoben, die Anwältin oder 
der Anwalt habe sich unsachlich oder gar beleidi-
gend geäußert, gegenüber dem Mandanten oder – 
häufiger – gegenüber der Gegenseite und ihrer Ver-
tretung.

Regelmäßig gehen zudem Beschwerden ein, 
weil in einer Sache der gewünschte Erfolg ausge-
blieben ist. Die Vorwürfe lauten dann, die Anwältin 
oder der Anwalt habe falsch beraten oder eine fal-
sche Prozesstaktik gewählt. Insoweit handelt es sich 
um Fragen der zivilrechtlichen Haftung, für deren 
Prüfung die Kammern nicht zuständig sind. Dann 
weisen wir die Beschwerdeführenden nachdrück-
lich darauf hin, dass sie selbst auf zivilrechtlichem 
Weg tätig werden müssen. Und wir weisen auch da-
rauf hin, dass in solchen Fällen ein Schlichtungsver-

fahren bei der Kammer oder bei der Schlichtungs-
stelle der Rechtsanwaltschaft möglich ist.

Wie läuft ein Beschwerdeverfahren normalerweise ab?
Die hauptamtlichen Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung der Kammer – ausnahmslos Anwältinnen und 
Anwälte – prüfen eingehende Beschwerden darauf, 
ob sich Anhaltspunkte für ein berufsrechtswidriges 
Verhalten der betroffenen Kolleginnen oder Kolle-
gen ergeben.

Der Vorstand unserer Kammer, der aus 30 ehren-
amtlich tätigen Anwältinnen und Anwälten be-
steht, hat vier Aufsichtsabteilungen, denen jeweils 
vier Vorstandsmitglieder angehören. Jede dieser 
Abteilungen ist für einzelne Landgerichtsbezirke 
zuständig. Dabei achten wir darauf, dass kein Abtei-
lungsmitglied seinen Kanzleisitz in einem Landge-
richtsbezirk hat, über den seine Abteilung die Be-
rufsaufsicht ausübt. So vermeiden wir den Anschein 
persönlicher Beeinflussung.

Wie viele Beschwerden gehen bei Ihrer Kammer 
im Jahr ein? 
Im abgelaufenen Jahr 2025 gingen insgesamt 1.246 
Beschwerden ein. Bis September 2026 liegen be-
reits 1.209 Beschwerden vor, und es ist zu erwarten, 
dass insgesamt deutlich mehr Beschwerden einge-
hen werden als im Vorjahr.

Und wie häufig kommt es vor, dass an einer 
Beschwerde tatsächlich etwas dran ist?
Im Jahr 2025 waren rund 53 % der eingegangenen 
Beschwerden offensichtlich unbegründet und konn-
ten durch die Geschäftsführung abgeschlossen 
werden. Von den übrigen Beschwerden gaben wei-
tere gut 35  % keinen Anlass zu berufsrechtlichen 
Maßnahmen. Schon auf den ersten bzw. zweiten 
Blick ist also an rund 88 % der Beschwerden nichts 
dran.
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Betrachtet man den gesamten Zeitraum der 
2020er Jahre, führten letztlich nur 0,43 % aller Be-
schwerden zu berufsrechtlichen Sanktionen. Das be-
deutet, über 99,5 % der Kammermitglieder verhalten 
sich berufsrechtlich vorbildlich und tragen dadurch 
zur hohen Reputation der Anwaltschaft bei.

Wie verfährt die Kammer, wenn an einer Beschwerde 
nichts dran ist?
Die Beschwerdeführenden werden informiert, dass 
sich keine Anhaltspunkte für ein berufsrechts-
widriges Verhalten ergeben haben und kein Be-
rufsrechtsverstoß ersichtlich ist. Bestehen die Be-
schwerdeführenden dennoch darauf, dass die 
Sache dem Vorstand vorgelegt wird, befasst sich die 
zuständige Aufsichtsabteilung damit.

Und wenn ein Berufsrechtsverstoß im Raum steht?
Dann bittet die Geschäftsführung den oder die Be-
troffenen um eine Stellungnahme und prüft, ob der 
erhobene Vorwurf ausgeräumt wurde. In diesem 
Fall informiert sie den Beschwerdeführenden. Er-
härtet sich der Vorwurf, wird die Sache der Auf-
sichtsabteilung vorgelegt.

Ergibt sich aus der Beschwerdeschrift hinrei-
chend plausibel ein Berufsrechtsverstoß, wird un-
mittelbar eine Aufsichtssache angelegt und der/die 
Betroffene erhält die Eingabe zur Stellungnahme. 
Kommt dann die Aufsichtsabteilung zu dem 
Schluss, dass kein Pflichtverstoß vorliegt, teilt sie 
dies dem Beschwerdeführenden in einem begrün-
deten Bescheid mit. Dagegen gibt es übrigens kein 
Rechtsmittel.

Ergibt sich ein mindestens fahrlässiger Verstoß 
gegen Berufspflichten, kann der Anwältin bzw. dem 
Anwalt eine Rüge erteilt werden. Liegt zwar objek-
tiv ein pflichtwidriges Verhalten vor, fehlt es jedoch 
an einem persönlichen Verschulden, kann die Kam-
mer eine sog. missbilligende Belehrung erteilen. In 
Fällen, in denen eine schwerwiegende Berufs-
pflichtverletzung vorliegt, wird der Vorgang zur 
Einleitung eines anwaltsgerichtlichen Ermittlungs-
verfahrens an die Generalstaatsanwaltschaft abge-
geben.

Welche Sanktionen kommen am häufigsten vor?
Es werden deutlich mehr Rügen verhängt. Missbilli-
gende Belehrungen sind seltener, aber zu diesem 
Instrument greift die Kammer, wenn eine grund-
sätzliche Entscheidung zu einem Thema gewollt ist, 
denn hier ist der Rechtsweg zum Bundesgerichts-
hof eröffnet, der dann eine Frage grundsätzlich klä-
ren kann. Dieses Instrument ist gerade auch Gegen-
stand der Diskussion zur Reform der BRAO, aber es 
ist nicht so einfach, denn es erfordert einerseits eine 
niedrige Eingriffsschwelle, andererseits aber eine 
Grundsatzfrage – sonst müsste man nicht zum BGH.

Wie reagieren verärgerte Mandantinnen, 
wenn die Kammer ihre Beschwerde ablehnt?
Sie lassen sich zunehmend zu massiven Vorwürfen 
gegen die Kammer und die dort tätigen Kollegin-
nen und Kollegen hinreißen. Manche Beschwer-
deführenden wenden sich weitergehend z.B. an 
das  Landesjustizministerium oder die Petitions-
ausschüsse von Landtag oder Bundestag und be-
schweren sich über unsere Handlungsweise.

Der Ton gegenüber der Behörde Rechtanwalts-
kammer ist insgesamt wesentlich härter und unver-
frorener geworden, manche nehmen in keiner Wei-
se Rücksicht auf die Integrität und Ehre der auf 
Seiten der Kammer handelnden Personen. Einzelne 
Beschwerdeführer akzeptieren offenkundig nicht 
die Bearbeitung einer Angelegenheit durch weibli-
che Mitglieder unserer Kammer. Sie stellen deren 
berufliche Qualifikation in Frage und belegen sie 
mit Fäkalausdrücken. Es sind zum Teil unterirdische 
Beleidigungen – das kann man sich schwer vorstel-
len. In einem Fall war es so gravierend, dass wir 
Strafanzeige erstattet haben. Ein kleiner Kreis von 
Personen schreibt uns fast jede Woche auf diese 
Weise. Diesen mangelnden Respekt finde ich sehr 
bitter.

Umgekehrt gefragt: Wie reagieren die Kolleg:innen, 
wenn die Kammer sich mit der Bitte um Stellung-
nahme zu einer Beschwerde bei ihnen meldet?
Das ist unterschiedlich, aber die meisten Kollegin-
nen und Kollegen antworten sachlich auf die gegen 
sie erhobenen Vorwürfe. Einige bringen zugleich 
auch ihre Erschütterung darüber zum Ausdruck, 
dass ein ehemaliger Mandant sich nun bei der Kam-
mer gegen sie beschwert.

Hans Ulrich Otto ist Rechtsanwalt sowie Fachanwalt für Arbeitsrecht und für 

Sozialrecht in Bochum; außerdem übte er bis März 2026 das Amt als Notar aus. 

Seit 2019 ist er Präsident der Rechtsanwaltskammer Hamm.
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Eine geringe Zahl ignoriert schlicht, dass wir ih-
nen eine Beschwerdeschrift zur Stellungnahme ge-
schickt haben. Wenn man nicht ausdrücklich ant-
wortet, dass man keine Stellungnahme abgeben 
möchte, sondern einfach nicht antwortet, hat das 
leider Konsequenzen. Dann müssen wir Zwangs-
gelder gegen die Kolleginnen und Kollegen ver-
hängen, und das tun wir dann auch.

Verbale Ausfälle, wie ich sie von der Mandanten-
seite geschildert habe, haben wir von Kolleg:innen 
noch nicht erlebt. Gegen die Kammer richtet sich 
der Unmut höchstens bei Beitragsbescheiden.

Gerichte beklagen eine wachsende Zahl umfang-
reicher, offensichtlich KI-generierter Schriftsätze. 
Wie ist das in Beschwerdeverfahren?
Unsere Kammer hatte von 2024 auf 2025 eine Stei-
gerung der Beschwerdeeingänge um knapp 30 % 
zu verzeichnen. Das ist völlig außergewöhnlich. In 
den ersten neun Monaten von 2026 sind es bereits 
fast so viele Eingänge wie in 2025 insgesamt. Wir 
rechnen also mit einer Steigerung um weitere 30 %. 
Diese Zuwächse sind eindeutig KI-veranlasst. In der 
Vergangenheit hatten wir mal einen Zuwachs um 
7  %, aber auch schon Rückgänge von einem Jahr 
auf das nächste.

Wie geht die Kammer mit den KI-gestützten 
Beschwerden um? 
Diese Beschwerden machen nicht nur wegen der 
größeren Zahl, sondern auch wegen der größeren 
Umfänge deutlich mehr Arbeit. Früher wurde eine 
Beschwerde, manchmal sprachlich etwas unbehol-
fen, eingelegt, die vielleicht zwei, drei Seiten lang 
war. Heute kommen Schriftsätze von 20, 40, 60 Sei-
ten. Für die Kolleginnen und Kollegen in der Ge-
schäftsführung führt das zu einem deutlich größe-
ren Arbeitsaufwand bei der Bearbeitung der 
Beschwerdesachen.

Nutzt Ihre Kammer auch selbst KI-Tools?
Wir müssen darauf achten, dass wir unsere Leute 
nicht überlasten. Daher setzt unsere Kammer KI-
Tools ein, z.B. zum Erfassen von Sachverhalten oder 
zur Aktenanlage. Das ändert aber nichts an der per-
sönlichen Bearbeitung eines jeden Einzelfalls durch 
unsere Mitarbeitenden. Ausschließlich sie selbst 
verantworten ihre Voten und ihre Entscheidungen.

Andere Stellen begrenzen den Umfang von 
Eingaben technisch. Wäre das auch für Ihre 
Kammer eine Option?
Wir haben aufgrund der stark steigenden 
Eingänge im Vorstand eingehend darüber 
diskutiert, ob wir bei der Ersteingabe einer 
Beschwerde den Umfang begrenzen sollen 
oder ob wir beispielsweise durch die Erhebung 

einer (wenn auch geringen) Gebühr auf die Be-
schwerdeführenden einwirken könnten. Letztlich 
haben wir uns nach intensiver Diskussion einmütig 
dagegen entschieden. Denn wir waren gemeinsam 
davon überzeugt, dass man den Zugang zum Be-
schwerdeverfahren für Bürgerinnen und Bürger 
nicht begrenzen sollte.

Ist die Nutzung von KI für Beschwerden gegen 
Anwält:innen aus Ihrer Sicht insgesamt eher Fluch 
oder Segen?
Eindeutig: Fluch! Die KI-Eingaben folgen alle einer 
vergleichbaren Struktur: Sie sind gegliedert, haben 
durchnummerierte Absätze, benennen die angeb-
lich einschlägigen berufsrechtlichen Normen und 
führen eine „Subsumtion“ unter diese Normen 
durch. Am Schluss werden konkrete Anträge ge-
stellt. Die Eingaben sind durch eine fehlerfreie und 
elaborierte deutsche Sprache gekennzeichnet. Sie 
erscheinen insgesamt professionell. Die formale 
Struktur und die tatsächliche berufsrechtliche Rele-
vanz der Inhalte und des Sachvortrags weichen je-
doch überwiegend signifikant voneinander ab  – 
das macht eben den Fluch aus.

Aber dennoch muss man der Realität ins Auge 
sehen und mit diesen Beschwerden professionell 
umgehen. Auf Sicht werden die häufig substanzlo-
sen KI-generierten Eingaben diejenigen Beschwer-
den überlagern, die tatsächlich noch von Menschen 
erhoben werden und denen ein Sachvortrag zu-
grunde liegt, der zumindest die Prüfung eines Be-
rufsrechtsverstoßes angezeigt erscheinen lässt.

Interview: Rechtsanwältin Dr. Tanja Nitschke, 
Mag. rer. publ., BRAK, Berlin
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WIE EIN NACHHALTIGER ERFOLG 
ALS VORTRAGSREDNER:IN GELINGT 
Rechtsanwältin Dr. Anja Schäfer, Karrierementorin für Juristinnen, Berlin

Anwältinnen und Anwälte haben mehr Möglichkei-
ten, mit ihrer Expertise die Mandantschaft zu errei-
chen, die sie tatsächlich beraten und vertreten wol-
len, wenn sie als Expertin oder Experte sichtbar, 
anerkannt und bekannt sind.

MACHEN SIE IHR KNOW-HOW SICHTBAR
Es ist daher entscheidend, dass Sie Ihr Fachwissen 
ebenso wie Ihre praktischen Erfahrungen oder Ihre 
Persönlichkeit digital zeigen und, wann immer es 
passt, analog einbringen. Ihr Ziel sollte es sein, dass 
Sie den Personen, die Sie ansprechen wollen, in gu-
ter Erinnerung bleiben und damit „unverwechsel-
bar und wiedererkennbar“ sind. Dann werden diese 
auf Sie zukommen, wann immer sie anwaltliche Be-
ratung brauchen. 

Sichtbarkeit und Bekanntheit lässt sich bei-
spielsweise über einen professionellen Auftritt im 
Web (Webseite usw.) oder über Ihr LinkedIn-Profil 
erreichen. Eine Alternative sind u.a. regelmäßige 
Publikationen oder einschlägige Interviews in der 
Presse zum Rechts-, Fach- oder Sachgebiet.

WER GUT REDEN KANN, ÜBERZEUGT
Öffentliche Auftritte wie Vorträge oder Keynotes 
sind eine weitere Möglichkeit für Anwält:innen, auf 
analoge Weise potentielle Mandant:innen, Koope-
rationspartner:innen oder Multiplikator:innen mit 
ihrem juristischen Fachthema oder auch ihrer Bot-
schaft (dahinter) zu erreichen.

Als Juristin oder Jurist gewinnen Sie diese Per-
sonen, indem Sie entweder mit Ihrem Thema, Ihrer 
Ausstrahlung oder mit beidem punkten. Die Wir-
kung des eigenen Auftretens wird oft unterschätzt. 
Obwohl wir aufgrund unserer beiden Staatsexamina 
wissen, dass Wissen erlernbar und damit kopierbar 
ist, bringen nicht alle Anwält:innen die eigene Per-
sönlichkeit aktiv in den jeweiligen Auftritt mit ein. 

Egal, ob Sie bereits als Expertin oder Experte für 
ein bestimmtes Rechts- oder Fachgebiet im Markt 
gut bekannt sind und daher regelmäßig Vorträge 
halten, oder ob Sie sich erst als Speaker:in mit Ihrem 
Know-how positionieren: Es ist sehr wahrscheinlich, 
dass Sie über das eigentliche Vortragsumfeld hin-
aus im Nachgang von Zuhörerenden angefragt, 
weiterempfohlen oder mandatiert werden, wenn 

Sie neben dem inhaltlichen Teil auch mit Ihrer Aus-
strahlung überzeugen. Denn auch die stärksten Ar-
gumente machen eine schwache Darbietung nicht 
wett.

ALS REDNER:IN SIND SIE EIN:E 
MEINUNGSBILDNER:IN 
Vorausgesetzt, Sie agieren bei Ihrem Auftritt nicht 
so wie alle anderen. Seien Sie mutig und trauen Sie 
sich, einen Unterschied – z.B. zu Ihren Vorredner:in-
nen – zu machen und Ihre Marke ebenso wie Ihre 
Themen unverwechselbar und professionell zu-
gleich auf die Bühne zu bringen.

Positionieren Sie sich und machen Sie klare 
Statements. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass 
Sie für ein bestimmtes Thema oder eine ausgewähl-
te Zielgruppe oder eine besondere Methode bzw. 
Strategie stehen. Darüber werden Sie immer wie-
der erkannt und entsprechend eingeordnet. Denn 
im Gegensatz zu Namen, die sich viele nur schlecht 
merken können, bleibt in Erinnerung, wofür Sie in-
haltlich stehen und was Sie ausstrahlen. 

Haben Sie daher den Mut, authentisch und mit 
den richtigen Worten Ihre Meinung zu sagen und 
bestimmte rechtliche Fragen usw. entsprechend 
einzuordnen und zu bewerten. Auch auf die Gefahr 
hin, dass Sie dadurch von einigen aus dem Publi-
kum abgelehnt werden.

Alle starken Redner:innen haben eines gemein-
sam: Sie werden nicht von allen gemocht. In Vor-
tragssituationen steht für Sie nicht im Vordergrund, 
von jedem gemocht zu werden oder dass Ihre 
Rede durchweg Begeisterung auslöst. Es geht viel-
mehr darum, die Voraussetzungen zu schaffen, 
dass sich alle Zuhörerenden zu dem jeweiligen 
Thema eine eigene Meinung bilden und die von 
Ihnen aufgeworfenen rechtlichen Themen eben-
falls entsprechend einordnen und idealerweise 
auch bewerten kann. 

Denn nur, wenn Sie Menschen 
wirklich überzeugt  – und nicht nur 
überredet  – haben, werden diese 
den nächsten Schritt im Sinne eines 

Mandats oder einer Weiteremp-
fehlung machen und Sie da-

mit das Ziel hinter Ihrer 
Präsentation erreichen.
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Obwohl wir aufgrund unserer beiden Staatsexamina 
wissen, dass Wissen erlernbar und damit kopierbar 
ist, bringen nicht alle Anwält:innen die eigene Per-
sönlichkeit aktiv in den jeweiligen Auftritt mit ein. 

Egal, ob Sie bereits als Expertin oder Experte für 
ein bestimmtes Rechts- oder Fachgebiet im Markt 
gut bekannt sind und daher regelmäßig Vorträge 
halten, oder ob Sie sich erst als Speaker:in mit Ihrem 
Know-how positionieren: Es ist sehr wahrscheinlich, 
dass Sie über das eigentliche Vortragsumfeld hin-
aus im Nachgang von Zuhörerenden angefragt, 
weiterempfohlen oder mandatiert werden, wenn 
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Denn nur, wenn Sie Menschen 
wirklich überzeugt  – und nicht nur 
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den nächsten Schritt im Sinne eines 

Mandats oder einer Weiteremp-
fehlung machen und Sie da-

mit das Ziel hinter Ihrer 
Präsentation erreichen.



OHNE SIE LÄUFT NICHTS – 
KANZLEIHELD:INNEN VON MORGEN
Die Anwaltschaft ehrte in Berlin erstmals ihre besten ReFa- und ReNo-Auszubildenden

Ass. jur. Anja Jönsson, BRAK, Berlin

Fristen, Akten, Mandant:innen, Künstliche Intelligenz: Der Kanzleialltag wird komplexer – und die Menschen, 
die ihn tragen, werden wichtiger. Am 7. August standen im Berliner Cube erstmals die bundesweit besten frisch 
gebackenen Rechtsanwalts- sowie Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten auf einer Bühne. Mit Pokal, 
Applaus und einer Botschaft, die weit über den Festakt hinausreicht.

Wer verstehen will, wie eine Kanzlei wirklich funk-
tioniert, sollte nicht nur auf Briefbogen, Website 
oder Kanzleischild schauen. Entscheidend sind die 
Momente, in denen morgens das Telefon klingelt, 
eine Frist geprüft, ein Schriftsatz versendet, eine 
Mandantin beruhigt, eine Kostenrechnung erstellt 
wird. Genau dort arbeiten die Menschen, die nun 
erstmals bundesweit geehrt wurden: 23 Absolven-
tinnen und Absolventen der Ausbildung als Rechts-
anwalts- oder Rechtsanwalts- und Notarfachange-
stellte aus insgesamt 21 Kammerbezirken, allesamt 
Jahrgangsbeste ihrer Region.

Die Idee dazu kam Ronja Tietje vom ReNo Bun-
desverband. In vielen anderen Branchen sei die 
bundesweite Bestenehrung längst gelebte Praxis, 
für die Rechtsberufe habe eine solche Bühne bis-
lang gefehlt – eine Lücke, die sie schließen wollte. 
Dass ReNo Bundesverband, Bundesrechtsanwalts-
kammer, Forum Deutscher Rechts- und Notarfach-
wirte und Deutscher Anwaltverein die Ehrung ge-
meinsam aus der Taufe gehoben haben, zeigt ein 
neues Bewusstsein: Fachkräftenachwuchs ist keine 
lästige Verwaltungsaufgabe, sondern eine Kernfra-
ge für die Zukunft der Anwaltschaft.

Der Ort war klug gewählt. Der Cube am Berliner 
Hauptbahnhof – ein gläserner Solitär mit Blick auf 
Kanzleramt und Reichstag  – bildete den Rahmen 
für eine Tagung, bei der es im Kern um die Funkti-
onsfähigkeit unseres Rechtsstaats ging. Denn der 
Zugang zum Recht beginnt nicht im Gerichtssaal, 
sondern am Empfangstresen, am Telefon oder bei 
der digitalen Ersteinschätzung in der Kanzlei.

EXZELLENZ IM ALLTAG
„Leistung in unseren Berufen ist meistens leise“, 
betonte BRAK-Vizepräsidentin Sabine Fuhrmann 
in  ihrer Begrüßung. „Heute soll sie laut sein.“ Der 
Perspektivwechsel ist überfällig: In vielen Sozietä-
ten gilt eine perfekt organisierte Kanzlei als Selbst-
verständlichkeit – bemerkt wird die Kanzleiorgani-
sation aber oft erst, wenn etwas schiefläuft. Die 
Bestenehrung kehrte diese Logik um: Nicht die Pan-
ne macht die Arbeit sichtbar, sondern die Spitzen-
leistung.

Wie hoch diese Qualifikation liegt, zeigen die 
Lebensläufe des Jahrgangs. Tobias Seebacher aus 
dem Bezirk der Rechtsanwaltskammer Freiburg  – 
ursprünglich aus der Elektrotechnik gewechselt  – 
schloss seine Ausbildung mit dem maximal er-
reichbaren Ergebnis von 100 Punkten ab. Ebenso 
beeindruckend: Lusy Schmitt (Rechtsanwaltskam-
merbezirk Karlsruhe), die mit 96 Punkten in auf ein-
einhalb Jahre verkürzter Ausbildungszeit abschloss 
und bereits die Fortbildung als Bachelor Professio-
nal anpeilt.

Bemerkenswert sind auch die Wege von Maria F. 
Elcano (Rechtsanwaltskammerbezirk Braunschweig), 
die in Argentinien bereits als Rechtsanwältin ge-
arbeitet hatte und sich nach ihrer Übersiedlung 
nach Deutschland das ReNo-Berufsbild komplett 
neu aneignete, und von Olesia Trochin (Rechts-
anwaltskammerbezirk Mecklenburg-Vorpommern), 
die nach ihrem Jurastudium in der Ukraine an ei-
nem Verwaltungsgericht tätig war, in Deutschland 
bis zur erfolgreichen Zwischenprüfung Jura stu-

Die frisch geehrten besten Absolvent:innen der Ausbildung zum/zur Rechtsanwaltsfachangestellten
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dierte und sich schließlich der Familie wegen für 
den ReFa-Beruf entschied. Und schließlich Vanessa 
Froböse (ebenfalls aus dem Rechtsanwaltskammer-
bezirk Braunschweig), die mit familiärem Rückhalt 
den Quereinstieg aus einer kaufmännischen Erst-
ausbildung wagte – und ebenfalls als eine der Bes-
ten in ihrem Kammerbezirk abschloss.

NACHWUCHSSORGEN UND KI
Die feierliche Prämierung findet vor einem ernsten 
Hintergrund für die Branche statt. Trotz eines leich-
ten Anstiegs auf 1.614 neu abgeschlossene Ausbil-
dungsverträge im Sommer 2026 bleibt der Fach-
kräftemangel in den Kanzleien eklatant. Wer junge 
Talente gewinnen und halten will, kann sich nicht 
mehr auf verstaubte Selbstverständlichkeiten beru-
fen. Gefragt sind faire Vergütung, Entwicklungspfa-
de, moderne, digitale Arbeitsmittel – und vor allem 
eine sichtbare Kultur der Anerkennung. Genau hier 
lag die Botschaft des Tages: Wertschätzung ist kein 
netter Nebeneffekt, sondern gehört ins Zentrum 
der Kanzleikultur.

Das gilt umso mehr im Zeitalter der digitalen 
Transformation. Die Debatte, ob künstliche Intelli-
genz das Kanzleipersonal überflüssig mache, greife 
zu kurz, betonte Jan Lehniger von RA-Micro, in de-
ren Räumen im Cube die Veranstaltung zu Gast sein 
durfte. KI könne Prozesse beschleunigen und Ent-
würfe liefern – die fachliche Kontrolle, die Prüfung 
von Fristen, das Gespür für verunsicherte Mandan-
tinnen und Mandanten und die logistische Gesamt-
verantwortung blieben jedoch fest in menschlicher 
Hand. KI ersetzt keine Haltung. Je digitaler die Kanz-
lei wird, desto höher steigt der Anspruch an die Me-
dien- und Prozesskompetenz der Fachangestellten.

DER ABSCHLUSS IST KEIN ENDBAHNHOF
Dass der Berufsweg ReFa/ReNo weit mehr bietet als 
ein Schreibtischdasein, verdeutlichte Nicole Göbel 
von der Stiftung Begabtenförderung berufliche Bil-

dung (SBB). Über Weiterbildungs- und Aufstiegssti-
pendien stehen den Absolventinnen und Absolven-
ten einige Wege offen – vom Bachelor Professional 
im Rechtswesen über Fachwirtausbildungen bis 
zum Jurastudium, wie es Top-Absolvent Tobias See-
bacher im Herbst in Konstanz beginnt.

Das Signal an anwaltliche Arbeitgeber ist un-
missverständlich: Wer Karrierewege im eigenen 
Haus aufzeigt und fördert, schafft Bindung. Wer 
Weiterbildung als Investition begreift, sichert die 
Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Kanzlei.

EIN SIGNAL, DAS BLEIBEN MUSS
Wie tief bei den Fachkräften der Wunsch nach ech-
ter Wertschätzung sitzt, zeigt die überaus positi-
ve  Resonanz der Geehrten. „Es war großartig und 
eine sehr gelungene Wertschätzung, die motiviert 
und zeigt, dass sich Einsatz lohnt“, resümierte 
Lusy  Schmitt. Auch Lea Marie Meißner (Rechtsan-
waltskammerbezirk Berlin) und Johanna Kramer 
(Rechtsanwaltskammerbezirk Oldenburg) unter-
strichen, welchen großen Stellenwert die Auszeich-
nung für ihr Berufsleben hat.

SAVE THE DATE: 
TAG DER KANZLEIHELD:INNEN
Zum Abschluss hatte BRAK-Vizepräsidentin Sabine 
Fuhrmann noch eine Ankündigung: „Wie hoffent-
lich in Zukunft in jedem Jahr soll auch in diesem 
Jahr wieder der ‚Tag der Kanzleiheld:innen – Recht. 
Schlau. Genau.‘ gefeiert werden. Letztes Jahr war 
die Premiere am 12. November, dieses Jahr fällt der 
Tag auf den 11. November.“ Sie ermunterte die Ab-
solventinnen und Absolventen, das Datum schon 
jetzt in ihren Kanzleien bekannt zu machen.

Der Aktionstag „Recht. Schlau. Genau.“ wurde 
2025 erstmals begangen – gemeinsam initiiert von 
Bundesrechtsanwaltskammer, Deutschem Anwalt-
verein, Bundesnotarkammer, Forum Deutscher 
Rechts- und Notarfachwirte und RENO Bundesver-
band. Er soll künftig jeweils am zweiten Mittwoch 
im November stattfinden.

Die frisch geehrten besten Absolvent:innen der Ausbildung zum/zur Rechtsanwaltsfachangestellten

Die Köpfe hinter der Ehrung (v.l.n.r.): Peter Klotzki (Bundesverband der Freien Berufe), 

Reiner Riegler (DAV), BRAK-Vizepräsidentin Sabine Fuhrmann, Kristina Trierweiler 

(BRAK), Sabine Vetter (Forum Deutscher Rechts- und Notarfachwirte), Ronja Tietje 

(ReNo Bundesverband), Catharina Rabenschlag (DAV) 

Ausklang über den Dächern Berlins
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DER RECHTSSTAATLICHKEITSBERICHT 2026 
UND DIE HERAUSFORDERUNG DER ZIVILGESELLSCHAFT
Ass. jur. Frederic Boog, LL.M., BRAK, Brüssel,  
und Ass. jur. Anja Jönsson, BRAK, Berlin

Der Rechtsstaatlichkeitsbericht 2026 der Europäischen Kommission bescheinigt Deutschland einen im 
Wesentlichen gut funktionierenden Rechtsstaat. Doch das Ringen um den nächsten EU-Haushalt könnte 
auch Auswirkungen auf künftige Rechtsstaatlichkeitsberichte haben. Im Zentrum steht die geplante 
NRPP-Verordnung – insbesondere deren Erwägungsgrund 27aa.

DIE LAGE DER RECHTSSTAATLICHKEIT 
IN GANZ EUROPA
Bereits im siebten Jahr in Folge hat die Europäische 
Kommission einen umfassenden Rechtsstaatlich-
keitsbericht präsentiert. Darin wird nicht nur die 
Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Union insge-
samt, sondern auch in sämtlichen Mitgliedstaaten 
einzeln analysiert und bewertet. Auch die Beitritts-
kandidaten Montenegro, Nord-Mazedonien, Alba-
nien und Serbien werden unter die Lupe genom-
men.

Die notwendigen Informationen sammelt die 
Kommission u.a. durch die Konsultation zahlreicher 
Interessenträger, darunter auch nichtstaatliche Ak-
teure aus der Zivilgesellschaft und Berufsorganisa-
tionen. Entsprechend der hohen Bedeutung, die 
die Kommission der Anwaltschaft für den Erhalt 
und die Förderung der Rechtsstaatlichkeit explizit 
zumisst, waren in jedem Jahr auch die europäi-
schen  Anwaltschaften eingebunden. Für Deutsch-
land nutzte auch die BRAK die Gelegenheit, Rechts-
staatsfragen mit der Kommission zu diskutieren 
und Defizite deutlich zu machen.

Wie bereits in den Vorjahren prüfte der Bericht 
2026 alle Mitgliedstaaten anhand von vier Säulen: 
Justizsystem, Korruptionsbekämpfung, Medienfrei-
heit, Gewaltenteilung. In Bezug auf Deutschland ist 
der Bericht überwiegend positiv: Die Kommission 
sieht in keinem der vier Bereiche fundamentale Pro-
bleme des deutschen Rechtsstaats. Offene Flanken 
bestünden aber beispielsweise bei der Durchfüh-
rung der demokratisch gebotenen Beteiligung und 
der hinreichenden Transparenz im Gesetzgebungs-
verfahren und bei der Förderung des zivilgesell-
schaftlichen Raums.

DAS JUSTIZSYSTEM IN DEUTSCHLAND: 
STABIL, ABER NICHT MAKELLOS
Besonders im Bereich Justiz schneidet Deutschland 
gut ab. Das Vertrauen in die deutsche Justiz ist 
hoch, wie der Rechtsstaatsbericht unter Verweis auf 
das aktuelle EU-Justizbarometer hervorhebt: 82  % 

der Bevölkerung und 77  % der Unternehmen be-
werten ihre Unabhängigkeit als „eher gut“ oder 
„sehr gut“. Stärken der deutschen Justiz sind ihre 
hohe Effizienz, Unabhängigkeit sowie die voran-
schreitende Digitalisierung. 

Unzureichend bleibt allerdings die personelle 
Ausstattung. Entsprechend positiv vermerkt die 
Kommission den neuen „Pakt für den Rechtsstaat“, 
mit dem Bund und Länder u.a. mit 240 Mio. Euro 
Bundesmitteln rund 2.000 neue Stellen in der Justiz 
schaffen wollen. Der Bedarf ist offenkundig. Die 
Strafverfolgungsbehörden meldeten bundesweit 
zur Jahresmitte 2026 mehr als 1,1 Mio. offene Fälle. 
Hinzu kommen Nachwuchsprobleme, regionale Be-
soldungsunterschiede und offene Fragen zur Ali-
mentation nach der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zur Berliner Beamtenbesoldung. 

Zugleich schreitet die Modernisierung der deut-
schen Justiz voran. Die elektronische Akte ist weit-
gehend eingeführt, in der Praxis bestehen aber 
technische und organisatorische Unterschiede zwi-
schen Ländern und Gerichtsbarkeiten. Eine bun-
deseinheitliche Justizcloud soll das föderale Gefälle 
verringern. Eine bundesweite Datenbank für Ge-
richtsentscheidungen ist erst für 2028 geplant.

In ihrem Bericht betont die Kommission zudem 
die Rolle einer unabhängigen Anwaltschaft und 
die  Notwendigkeit der Gewährleistung des Zu-
gangs zum Recht auch für wirtschaftlich schwäche-
re Rechtsuchende. In ihren Beiträgen hatte die 
BRAK gegenüber der Kommission insbesondere 
den Schutz anwaltlicher Kernwerte wie der anwalt-
lichen Unabhängigkeit oder des Berufsgeheimnis-
ses hervorgehoben; u.a. auf diese Beiträge verweist 
die Kommission im deutschen Länderkapitel des 
Berichts.

BETEILIGUNG IN GESETZGEBUNGS-
VERFAHREN ALS RECHTSSTAATLICHER 
SCHWACHPUNKT
Die Kommission bemängelt die uneinheitliche Kon-
sultationspraxis in der Bundesgesetzgebung: Die 
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empfohlene Vier-Wochen-Frist zur demokratisch 
gebotenen Beteiligung von Verbänden und Berufs-
organisationen wird häufig (teils sogar erheblich) 
unterschritten, was auch die BRAK vielfach erlebt 
und kritisiert hatte. Auch der Normenkontrollrat kri-
tisiert seit Jahren ähnliche Defizite wie zu kurze Fris-
ten und unzureichende Praxischecks. 

STÄRKERE BERÜCKSICHTIGUNG 
DER RECHTSSTAATLICHKEIT IM 
NEUEN EU-HAUSHALT
Derzeit wird in Brüssel der Mehrjährige Finanzrah-
men (MFR) 2028–2034 verhandelt, der den EU-
Haushalt für sieben Jahre festlegt und damit die 
Grundlinien vorgibt für die Verteilung von vielen 
Milliarden Euro in Bereichen wie beispielsweise Ko-
häsion, Justiz, Digitalisierung, Forschung und Si-
cherheit. 

Durch einen neuen Verordnungsvorschlag könn-
te statt bislang getrennter Programme die Vertei-
lung künftig über sog. Nationale und Regionale 
Partnerschaftspläne (NRPP) gebündelt werden. 
Auszahlungen auf Grundlage der künftigen NRPP-
Verordnung sollen dabei zugleich stärker an Zieler-
reichung und horizontale Bedingungen gebunden 
werden, darunter Grundrechte und Rechtsstaatlich-
keit, und sich dabei unter anderem auch auf den 
Rechtsstaatlichkeitsbericht der Kommission stüt-
zen. Die NRPP-Verordnung befindet sich derzeit im 
Gesetzgebungsverfahren.

ERWÄGUNGSGRUND 27AA: 
KLEINER ABSATZ, GROSSE WIRKUNG
In den allgemein schwierigen Verhandlungen ent-
zündete sich zuletzt ein Konflikt an einem Passus 
in  der Positionierung des Rats der Europäischen 
Union zum NRPP-Verordnungsentwurf: dem Erwä-
gungsgrund 27aa. Mit ihm soll die Ausarbeitung 
des Rechtsstaatsberichts angesichts seiner zu-
nehmenden Bedeutung für die Vergabe von EU-
Haushaltsmitteln künftig vor allem auf offizielle In-
formationen insbesondere der mitgliedstaatlichen 
Behörden gestützt werden, die zudem in einem 
verpflichtenden strukturierten Dialog von der Kom-
mission eingebunden werden sollen.

Kritiker monieren, dass Regierungen zu zentra-
len Informationslieferanten für die Bewertung ihrer 
eigenen Rechtsstaatlichkeit würden und ggf. Ein-
fluss auf unliebsame Berichtsinhalte nehmen könn-
ten. Entsprechende Vorwürfe gegen einzelne Mit-
gliedstaaten hatte es bereits unter der geltenden 
Rechtslage gegeben. Beispielsweise wendete sich 
die italienische Regierung im Jahr 2024 gegen ein 
Kapitel des Rechtsstaatlichkeitsberichts, das Proble-
me bei der Medienfreiheit kritisierte. Dem Verneh-
men nach hatte dies zu einer deutlichen Verzöge-
rung der Veröffentlichung des Berichts geführt.

Das Europäische Parlament arbeitet derzeit an 
seiner Haltung zu dem Verordnungsentwurf. Aus 
einigen Parteigruppen könnte Widerstand bezüg-
lich des fraglichen Erwägungsgrundes kommen. 
Auch aus den Reihen der Kommission ist informell 
Skepsis gegenüber dem Vorschlag zu hören. Eine 
Positionierung des Parlaments wird für Ende 2026 
erwartet, danach werden die Verhandlungen im 
sog. informellen Trilog aufgenommen. Ob der Er-
wägungsgrund 27aa im Rahmen der Verhandlun-
gen gestrichen, entschärft oder präzisiert wird, ist 
bislang offen.

UNABHÄNGIGKEIT DES RECHTSSTAATLICH-
KEITSBERICHTS SICHERN
Die BRAK spricht sich nachdrücklich dafür aus, 
die bisherige bewährte Methodik des Rechtsstaat-
lichkeitsberichts der Europäischen Kommission 
einschließlich der breiten Beteiligung der Interes-
senträger beizubehalten. Die Einbindung zivilge-
sellschaftlicher Akteure, der Medien und der Berufs-
verbände ist Voraussetzung für eine objektive und 
unvoreingenommene Einschätzung der Rechts-
staatlichkeit.

Gerade die Anwaltschaft, die tagtäglich mit der 
Durchsetzung und Fortentwicklung des Rechts-
staats befasst ist, muss der Kommission auch wei-
terhin rechtsstaatlich relevante Entwicklungen und 
Defizite in den Mitgliedstaaten aufzeigen können. 
Gerade weil der Bericht künftig bei der Vergabe von 
EU-Mitteln eine größere Rolle spielen soll, darf der 
Einfluss der mitgliedstaatlichen Regierungen auf 
seinen Inhalt nicht zu groß werden.

Henna Virkunnen (Exekutiv-Vizepräsidentinder EU-Kommission für technologische Souveränität, 

Sicherheit und Demokratie) und Michael Mc Grath (EU-Kommissar für Demokratie, Justiz und Rechts-

staatlichkeit sowie Verbraucherschutz) bei der Vorstellung des Rechtsstaatlichkeitsberichts 2026.
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DAI AKTUELL
Überwachung von Beschäftigten – arbeits- und datenschutzrechtliche Aspekte

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht Dr. Michael Witteler, Berlin

Die Überwachung von Beschäftigten gehört zu den 
sensibelsten Themen im Arbeitsverhältnis. Kaum 
ein Bereich verdeutlicht das Spannungsverhältnis 
zwischen den berechtigten Interessen des Arbeit-
gebers und dem Persönlichkeitsrecht der Beschäf-
tigten so deutlich. Die Diskussion wird aber häufig 
verkürzt geführt. Weder ist jede Form der Überwa-
chung unzulässig noch dürfen Arbeitgeber Be-
schäftigte nach Belieben kontrollieren.

Entscheidend ist deshalb nicht die Frage, ob Be-
schäftigtenkontrollen generell zulässig oder unzu-
lässig sind. Maßgeblich ist vielmehr, ob Zweck, An-
lass, Intensität und Ausgestaltung der Kontrolle im 
konkreten Einzelfall rechtlich tragfähig sind.

Arbeitgeber haben grundsätzlich ein legitimes 
Interesse daran, die Einhaltung vertraglicher und 
gesetzlicher Pflichten zu überprüfen. Sie tragen Ver-
antwortung für betriebliche Abläufe, die Sicherheit 
von Beschäftigten, den Schutz von Geschäftsge-
heimnissen und Eigentum sowie die Einhaltung 
rechtlicher Vorgaben. Kontrollen können daher 
notwendig sein, um Pflichtverletzungen aufzude-
cken, Sicherheitsrisiken zu vermeiden oder Com-
pliance-Anforderungen zu erfüllen. Dies gilt gerade 
in Zeiten zunehmender Digitalisierung, in denen 
Arbeitsleistungen häufig über technische Systeme 
erbracht werden.

Die datenschutzrechtliche Zulässigkeit ist Vor-
aussetzung jeder Kontrolle. Maßgeblich ist, ob die 
Verarbeitung personenbezogener Daten einem le-
gitimen Zweck dient, für diesen Zweck erforderlich 
ist und die Interessen der Beschäftigten angemes-
sen berücksichtigt.

Klare Grenzen bestehen insbesondere bei einer 
dauerhaften oder lückenlosen Überwachung. Eine 
permanente Beobachtung erzeugt erheblichen An-
passungs- und Überwachungsdruck und kann die 
freie Entfaltung der Persönlichkeit beeinträchtigen. 
Arbeits- und Datenschutzrecht verlangen daher re-
gelmäßig, dass Kontrollen anlassbezogen, transpa-
rent und auf das erforderliche Maß beschränkt blei-
ben.

Das zeigt sich besonders deutlich bei der Video-
überwachung. Kameras an Eingängen, in Lagerbe-
reichen oder auf Verkaufsflächen können erforder-
lich sein, um Diebstähle oder Sachbeschädigungen 
zu verhindern und Vorfälle aufzuklären. Dabei lässt 
sich häufig nicht vermeiden, dass auch Beschäftigte 
erfasst werden. Allein dieser Umstand macht die 

Maßnahme jedoch nicht rechtswidrig. Entschei-
dend ist vielmehr, ob sie einem legitimen Zweck 
dient, auf die erforderlichen Bereiche beschränkt 
bleibt und keine umfassende Verhaltens- oder Leis-
tungskontrolle bezweckt.

Schließlich sind die Mitbestimmungsrechte des 
Betriebsrats zu beachten. Technische Einrichtun-
gen, die geeignet sind, Verhalten oder Leistung 
von Beschäftigten zu überwachen, unterliegen re-
gelmäßig der Mitbestimmung nach § 87 I Nr. 6 
BetrVG. Die Einführung entsprechender Systeme 
setzt daher die rechtzeitige Beteiligung des Be-
triebsrats voraus.

Die Debatte über Beschäftigtenüberwachung 
wird mit fortschreitender Digitalisierung weiter an 
Bedeutung gewinnen. Neue technische Möglich-
keiten schaffen zusätzliche Kontrolloptionen, er-
höhen aber zugleich die Anforderungen an einen 
verantwortungsvollen Umgang mit personenbezo-
genen Daten. Für Arbeitgeber bedeutet dies, legiti-
me Schutz- und Kontrollinteressen mit den Persön-
lichkeitsrechten der Beschäftigten in Einklang zu 
bringen. Rechtssichere Lösungen entstehen weder 
durch ein generelles Verbot noch durch grenzenlo-
se Kontrolle, sondern durch transparente, verhält-
nismäßige und mitbestimmungskonforme Maß-
nahmen.

ARBEITNEHMERDATEN RECHTSSICHER 
NUTZEN – HR-PROZESSE ZWISCHEN 
KI-VO, DSG-VO, BDSG UND BETRIEBSRAT 
(01257784)

Referent:
Dr. Michael Witteler, Rechtsanwalt,  
Fachanwalt für Arbeitsrecht, Berlin

Live-Stream via DAI eLearning Center, 
29.12.2026, 13:00–18:30 Uhr, 
5,0 Zeitstunden – mit Bescheinigung nach 
§ 15 FAO

Informationen und Anmeldungen:
Deutsches Anwaltsinstitut e. V.
Tel.: 0234 97064-0; Fax: 0234 703507
E-Mail: info@anwaltsinstitut.de
www.anwaltsinstitut.de

mailto:info%40anwaltsinstitut.de?subject=
http://www.anwaltsinstitut.de
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Neuauflage!

Jetzt mit Datenverträgen unter dem Data Act
Großer inhaltlicher Reichtum und bewährte Qualität in einem Band von renom-
mierten Spezialisten: Mit besonderem Blick für die in der Praxis relevanten 
Themen verbindet das Werk in seiner prägnanten Kommentierung zu Handels-
stand, Handelsgesellschaften und Handelsgeschäften Rechtsprechung und 
Beratungspraxis mit wissenschaftlichem Tiefgang. Die Neuauflage baut insbe-
sondere die Kommentierung zum MoPeG mit der in der Zwischenzeit ergange-
nen Rechtsprechung und veröffentlichten Literatur aus.

Ein echtes Plus – der Anhang mit einer ausführlichen Erläuterung aller wichti-
gen Handelsverträge: Factoring, Forschungs- und Entwicklungsverträge, Fran-
chising, Leasing, Lizenzverträge, Qualitätssicherungsvereinbarungen, Vertrags-
händlerverträge, Plattformverträge und Zulieferverträge in der Industrie 4.0. 
Neu: Datenverträge unter dem Data Act. 

Abgerundet wird der Praktikerkommentar durch Ausführungen zum internatio-
nalem Vertragsrecht sowie zu CSR, ESG und Nachhaltigkeit.

Röhricht/Graf von Westphalen/Haas/ 
Mock/Wöstmann
HGB Kommentar zu Handelsstand, Handels-
gesellschaften, Handelsgeschäften, beson-
deren Handelsverträgen, internationalem 
Vertragsrecht und nachhaltiger Unterneh-
mensführung (ohne Bilanz-, Transport- und 
Seerecht)
Herausgegeben von Prof. Dr. Friedrich Graf  
von Westphalen; Prof. Dr. Ulrich Haas;  
Prof. Dr. Sebastian Mock, LL.M.; RiBGH Heinz  
<ङXtRann. 7. neu bearbeitete Auflage 2027, 
3.133 Seiten, gbd., 209 €. 
ISBN-5rint� 978-3-504-45525-5

Das Werk online
otto-schmidt.de/akgr
juris.de/hgr

Answers
otto-schmidt.de/answers

Leseprobe und Bestellung: 
otto-schmidt.de

Inhaltlicher Reichtum in bewährter Qualität.

https://www.otto-schmidt.de/hgb-9783504455255
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Neuauflage!

Unter Berücksichtigung der neusten Rechts-
entwicklungen wie EU Listing Act, StoFöG und 
ZuFinG
Das hybride Werk bietet alles in einem: Kommentiert werden zunächst unter 
Berücksichtigung der neusten Gesetzesnovellen wie z.B. StoFöG, 3. BSchuW-
GÄndG und ZuFinG das gesamte Schuldverschreibungsgesetz (SchVG), § 221 
AktG (Spezialvorschrift zu Schuldverschreibungen bei Aktiengesellschaften), 
das Bundesschuldenwesengesetz (BSchuWG), das Gesetz über elektronische 
Wertpapiere (eWpG). Systematische Darstellungen und Vertragsmuster runden 
das Werk ab. 

Online first: Zahlreiche topaktuelle Inhalte der 3. Auflage sind in der Datenbank 
Otto Schmidt bereits jetzt online abrufbar: Kommentierungen zum SchVG, 
BSchuWG und eWpG, ausführliche Beiträge sowie Vertragsmuster mit Erläute-
rungen. Nutzen Sie das Werk auch online.

Hopt/Seibt
Schuldverschreibungsrecht
Kommentar Handbuch Vertragsmuster
Herausgegeben von Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. mult. 
Klaus J. Hopt, M.C.J. (NYU); RA Prof. Dr. 
Christoph H. Seibt, LL.M. (Yale). Bearbeitet von 
über 40 namhaften Experten aus der Praxis. 
3. neu bearbeitete und erweiterte Auflage 2026, 
ca. 2500 Seiten, gbd., ca. 350 €. 
ISBN 978-3-504-43014-6. 
Erscheint im November.

Online first: Zahlreiche topaktuelle Inhalte sind 
in der Datenbank Otto Schmidt bereits jetzt 
online abrufbar!

Das Werk online
otto-schmidt.de/kapmr
juris.de/bkr

Answers
otto-schmidt.de/answers

Leseprobe und Bestellung: 
otto-schmidt.de

Hybride Power.

Unter Berücksichtigung der neusten Rechts

https://www.otto-schmidt.de/schuldverschreibungsrecht-9783504430146



